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tember 1999 in New York die erste Ermittlerkonferenz des
Systems der Vereinten Nationen abgehalten, auf der eine
Reihe von Themen erörtert wurden, wie beispielsweise Ver-
traulichkeit und ordnungsgemäßes Verfahren, Umgang mit
den Klienten, Erstellung von Berichten und Tätigkeit im
Feld.

12. Als Teil seiner Bemühungen um die Stärkung der Auf-
sicht im System der Vereinten Nationen erbringt das AIAD
auch weiterhin auf der Grundlage entsprechender Vereinba-
rungen Innenrevisionsdienste für das Amt des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR),
das Internationale Handelszentrum UNCTAD/WTO und die
Entschädigungskommission der Vereinten Nationen. Prü-
fungsdienste werden auch für das Programm der Vereinten
Nationen für internationale Drogenkontrolle und den Ge-
meinsamen Pensionsfonds der Vereinten Nationen erbracht.
Diese Regelungen wurden von der Verwaltung als eine
nützliche und effiziente Art der Erbringung von Prüfungs-
diensten gewürdigt. In einigen Fällen wurde die ursprüngli-
che Mittelausstattung für Prüfungen erhöht.

D. Prioritäten

13. Der erste Jahresbericht des AIAD (A/50/459, Anhang)
benannte drei Schwerpunktbereiche der Aufsicht: Friedens-
sicherung, humanitäre und damit zusammenhängende Tätig-
keiten sowie das Beschaffungswesen. Im Jahresbericht 1996
(A/51/432, Anhang) wurde auch dem Problem der Schaf-
fung neuer Organe Priorität eingeräumt. Die Generalver-
sammlung benannte in ihrer Resolution 51/241 vom
22. August 1997 mehrere Bereiche, bei denen eine intensi-
vere Prüfung durch die Aufsichtsorgane der Vereinten Na-
tionen angezeigt ist. Da viele dieser Bereiche mit dem Per-
sonalmanagement zusammenhängen, hat das AIAD diesen
Bereich im letzten Jahr seinen Aufsichtsprioritäten hinzuge-
fügt. Auch in diesem Berichtsjahr zählten sie wieder zu den
Schwerpunktbereichen des AIAD. Darüber hinaus hat das
AIAD im vergangenen Jahr der Prüfung von Planung und
Einsatz der Informationstechnik Vorrang eingeräumt, na-
mentlich den Anstrengungen, die am Amtssitz der Vereinten
Nationen und in den Außenstellen zur Vorbereitung auf das
Jahr-2000-Problem unternommen werden.
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an ausreichenden Bankeinrichtungen und -diensten fehlt,
sind die UNHCR-Feldbüros häufig gezwungen, überwie-
gend auf Barmittelbasis zu operieren. Die in bar ausgezahl-
ten Beträge können recht hoch sein, und manche Feldbüros
bewahren in ihren Tresoren Bargeld in Höhe von mehreren
hunderttausend Dollar auf. Um die damit verbundenen Risi-
ken zu verringern, hat das AIAD empfohlen, nach Möglich-
keit Bankeinrichtungen und -dienste in Anspruch zu neh-
men, die Barmittel in kleinen Kassen so gering wie möglich
zu halten und die Kontrollen und Sicherheitsmaßnahmen für
unvermeidliche Bargeldtransaktionen zu verstärken. Überra-
schenderweise gelten für die Verwaltung umfangreicher
operativer Kassenmittel grundsätzlich die gleichen Vor-
schriften wie für die Führung kleiner Kassen. Allerdings
übersteigen einzelne Auszahlungen aus kleinen Kassen nor-
malerweise nicht den Gegenwert von 100 Dollar, so daß sich
das Risiko in Grenzen hält. Nach Auffassung des AIAD sind
für die Durchführung umfangreicher Bargeldtransaktionen
genaue Richtlinien erforderlich, die der Art, dem Ausmaß
und dem Risikograd der durchgeführten Transaktionen ent-
sprechen. Um nur ein Beispiel zu nennen: Da die Bankkon-
ten des UNHCR in der Regel auf der Grundlage der Mitun-
terzeichnung geführt werden, sollte die Verwaltung umfang-
reicher Barmittel gleichwertigen oder noch strikteren Kon-
trollen unterliegen.

53. Die AIAD-Prüfer stellten häufig fest, daß es bei den
Durchführungspartnern keine Abgrenzung von Aufgaben im
Zusammenhang mit Bargeldtransaktionen gab. So besaß bei-
spielsweise der Projektleiter eines Durchführungspartners
die alleinige Bankvollmacht, unterzeichnete Schecks zur
Zahlung von Barvorschüssen an sich selbst und nahm in der
Folgezeit alle Auszahlungen vor. Die Vertrauenswürdigkeit
des Personals ist zwar von entscheidender Bedeutung für
eine Unternehmung, ist aber kein Ersatz für ausreichende
interne Kontrollmechanismen. Um solche Probleme bei der
Verwaltung von Kassenmitteln und in anderen Bereichen
des Finanzmanagements zu beseitigen, müssen die Durch-
führungspartner vom UNHCR angeleitet, geschult und über-
wacht werden. Das UNHCR-Schulungsprogramm für
Finanzmanagement und -kontrolle hat die Fähigkeiten des
UNHCR-Feldpersonals auf dem Gebiet des Finanzmanage-
ments erheblich verbessert. Eine ähnliche Initiative ist ange-
bracht, um das Finanzmanagement der Durchführungs-
partner zu verbessern.

Entrichtung von Steuern

54. Die Prüfungen des AIAD förderten mehrere Fälle zu-
tage, in denen das Flüchtlingskommissariat bei der Gel-
tendmachung seiner Rechte nach dem Übereinkommen von
1946 über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten
Nationen beziehungsweise nach den anwendbaren Koopera-
tionsvereinbarungen zwischen dem UNHCR und dem je-
weiligen Gaststaat auf Schwierigkeiten stieß. Probleme ent-
standen insbesondere, wenn Flüchtlingsprojekte von den

Durchführungspartnern des UNHCR durchgeführt wurden.
In einem Land beispielsweise werden auf UNHCR-Fahr-
zeuge, die mit Programmitteln erworben und von den Durch-
führungspartnern aufgrund von Nutzungsvereinbarungen
benutzt wurden, Zölle erhoben, wenn sie den Durchfüh-
rungspartnern ohne UNHCR-Nummernschilder zur Verfü-
gung gestellt wurden. Daher muß sich das UNHCR ent-
scheiden, ob es das Risiko der finanziellen Haftung im Zu-
sammenhang mit der Benutzung dieser Fahrzeuge in Kauf
nimmt oder die Zölle bezahlt. In mehreren Ländern wurde
auf wichtige Anschaffungen, die die Durchführungspartner
mit Programmitteln des UNHCR und für Programmzwecke
getätigt hatten, Mehrwertsteuer erhoben; die Bemühungen
um eine Rückerstattung dieser Steuern waren erfolglos. Das
Flüchtlingskommissariat sollte sich darum bemühen, daß die
ihm nach dem Übereinkommen von 1946 zustehenden Vor-
rechte auf der Grundlage von Kooperationsvereinbarungen
auch seinen Durchführungspartnern gewährt werden. Bis zu
einer zufriedenstellenden Lösung dieser Frage sollte das
UNHCR erwägen, Beschaffungen so wenig wie möglich
über die Durchführungspartner abzuwickeln. In einem ande-
ren Land wird Telekommunikationsausrüstung des UNHCR
derzeit von den Zollbehörden festgehalten, bis eine "Ge-
bühr" gezahlt wird, die keine Dienstleistungsgebühr, sondern
eine Steuer darstellt. Diese Praxis verstößt eindeutig gegen
die Verpflichtungen der betreffenden Regierung. In einem
anderen Land sind die Empfänger von Hilfeleistungen aus
UNHCR-Mitteln nach dortigem Steuerrecht zur Zahlung von
Steuern auf diese Leistungen verpflichtet. Selbst wenn die
Erhebung von Steuern nicht gegen die geltenden völker-
rechtlichen Übereinkünfte verstößt, ist es weder im Interesse
der Flüchtlinge noch entspricht es den Absichten der Geber,
wenn knappe Mittel, die für humanitäre Zwecke bereitge-
stellt werden, zu einzelstaatlichen Haushalten beitragen. Es
bedarf abgestimmter Anstrengungen des UNHCR und ande-
rer VN-Büros und -Organisationen, um die betreffenden
Regierungen davon zu überzeugen, daß die dem UNHCR
anvertrauten Mittel gemäß seinem Mandat in vollem Um-
fang den Flüchtlingen zugute kommen sollten. Ferner sollte
das UNHCR fest darauf beharren, daß das Völkerrecht ge-
genüber einzelstaatlichen Steuervorschriften oder Verwal-
tungsregelungen, die zu ihm in Widerspruch stehen, Vorrang
hat.

Sonderprüfung

55. Auf Ersuchen der Leitung des UNHCR führte das
AIAD eine Sonderprüfung in einem Landesbüro durch. Die
Prüfung deckte mehrere Unregelmäßigkeiten auf, darunter
die Veräußerung von Fahrzeugen zu Bedingungen, die Mit-
arbeiter des UNHCR bevorteilten, die Verwendung von
UNHCR-Reparatureinrichtungen und -Ersatzteilen für pri-
vate Zwecke sowie fragwürdige oder sogar unrechtmäßige
Ansprüche auf Reisekostenerstattung und damit zusammen-
hängende Leistungen. Infolge dieser Sonderprüfung wurde
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ergab, daß das Gericht Probleme bei der Erreichung seiner
Gesamtziele hatte, da sich die Rekrutierung einer ausrei-
chenden Zahl qualifizierter Informationstechniker als
schwierig erwies. Das Internationale Strafgericht für Ruanda
hat seinen Sitz in einem abgelegenen Gebiet, und seine
Kommunikations- und Stromversorgungssysteme sind tech-
nisch nicht sehr fortgeschritten, was die Anwendung der
Informationstechnik zu einer beträchtlichen Herausforde-
rung macht. Das AIAD empfahl dem Gericht, die wich-
tigsten von der Informationstechnik zu unterstützenden Auf-
gaben zu analysieren und einen Informationstechnikplan zu
erstellen, um alternative Lösungen für die technischen An-
forderungen des Internationalen Strafgerichts für Ruanda zu
finden. Die Auslagerung bestimmter Aufgaben, die Nutzung
von Außenstellen und gemeinsame Anstrengungen mit dem
Internationalen Gericht für das ehemalige Jugoslawien und
dem Amtssitz sollten in Erwägung gezogen werden, um den
Personalmangel besser zu bewältigen und eine qualitativ
hochwertige  und  rechtzeitige  Unterstützung  zu  gewähren.

4. Prüfung der Planung und des Einsatzes der
Informationstechnik im Büro der Vereinten
Nationen in Nairobi

90. Bei dieser Prüfung im Büro der Vereinten Nationen in
Nairobi wurden Informationstechnikprobleme in Bereichen
aufgedeckt, die in der Branche für eine wirksam tätige Or-
ganisation als unverzichtbar gelten. Da das Büro der Ver-
einten Nationen in Nairobi dabei war, die bis dahin getrennt
geführten Verwaltungs- und Unterstützungstätigkeiten zu-
sammenzufassen, empfahl das AIAD dem Büro, das Kon-
zept für den Einsatz von Informationstechnik und die dazu-
gehörige Infrastruktur zu reevaluieren und einen Gesamtplan
aufzustellen, in dem festgelegt wird, welche Software,
Technologie, Haushaltsdotierung, Ausbildung und Strate-
gien erforderlich sind, um die Gesamt- und Einzelziele des
Büros der Vereinten Nationen in Nairobi, des UNEP und des
Zentrums der Vereinten Nationen für Wohn- und Sied-
lungswesen zu erreichen.
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2. Bedeutsame Fälle

Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästinaflücht-
linge im Nahen Osten (siehe Ziffer 61)

Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten
Nationen

129. Die Sektion untersuchte die wichtige Frage der Part-
nerschaften zwischen den Vereinten Nationen und dem Pri-
vatsektor im Kontext des weltweiten Wachstums des Inter-
nets und des zunehmenden Interesses am elektronischen
Geschäftsverkehr. Die Ermittler deckten umfangreiche und
nichtgenehmigte Aktionen zur Beschaffung von Mitteln und
Ressourcen und nichtgenehmigte Geschäftsvereinbarungen
mit Vertretern des Privatsektors auf. Die Untersuchung för-
derte auch zutage, daß Partnerschaftsvereinbarungen mit
Vertretern des Privatsektors ausgehandelt und abgeschlossen
worden waren, die angeblich im Interesse der Vereinten Na-
tionen lagen, jedoch ohne jeglichen Wettbewerb oder Ge-
nehmigung seitens des UNCTAD-Managements. Die an das
Management gerichteten Empfehlungen sollen diesen Miß-
ständen ein Ende setzen.

130. Die von dem Fall im Zusammenhang mit dem elektro-
nischen Geschäftsverkehr aufgeworfenen Probleme sind ein
anschauliches Beispiel für die zunehmende Komplexität der
internen Aufsichtsprobleme, denen sich die Vereinten Na-
tionen gegenübersehen und bei denen mögliche Verstöße auf
neuen Gebieten und in neuartigen Tätigkeitsbereichen vor-
kommen können.

Internationales Gericht für das ehemalige Jugoslawien
(siehe Ziffer 69)

Reisekostenbetrugsfall, Mission der Vereinten Natio-
nen in Bosnien und Herzegowina (siehe die Ziffern 33
bis 37)

Annahme von Gefälligkeiten durch einen Bediensteten
der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und
Herzegowina (siehe Ziffer 38)

Betrugsanschuldigungen beim Amt des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen (siehe Zif-
fer 56)

Betrug bei Erziehungsbeihilfe und Familienzulage

131. Aufgrund der Prüfung von Anträgen auf Gewährung
einer Familienzulage und einer Erziehungsbeihilfe stellte die
Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze Unregelmäßig-
keiten bei Anträgen fest, die zwei Bedienstete eingereicht
hatten, und ersuchte das AIAD um eine gründliche Untersu-
chung dieser Angelegenheit. Bei dem Fall ging es um zwei
Feldbedienstete – ein Ehepaar –, die fragwürdige Anträge
auf Gewährung einer Erziehungsbeihilfe und Familienzulage
eingereicht hatten. Beide Bediensteten hatten Familienzula-
gen für insgesamt sechs Kinder beantragt.

132. Mitarbeiter der Schulen, die die Kinder angeblich be-
sucht hatten, bestätigten, daß die von den Bediensteten vor-
gelegten Dokumente, auf die sich die Organisation bei der
Leistung der Zahlungen verlassen hatte, gefälschte Unter-
schriften, stark überhöhte Kostenangaben und gefälschte
Schulstempel enthielten. In der Mehrzahl der Fälle handelte
es sich um Schulen, die die Kinder überhaupt nicht besucht
hatten. Während des Zeitraums von 1991 bis 1998 hatte das
Ehepaar versucht, durch Betrug eine Summe von insgesamt
222.345 Dollar an sich zu bringen. Der Betrag, den es zu
Unrecht ausgezahlt erhalten hatte, belief sich auf insgesamt
195.920 Dollar.

133. Der Ehemann schied im Frühstadium der Untersu-
chung selbst aus der Organisation aus und wurde daher kei-
nen Disziplinarmaßnahmen unterworfen. Die Ehefrau wurde
fristlos entlassen.

134. Das AIAD untersucht zur Zeit eine Reihe von Mög-
lichkeiten, diese Angelegenheit weiter zu verfolgen, um die
betrügerisch erworbenen Mittel beizutreiben und die ehema-
ligen Bediensteten vor Gericht zu stellen.

Scheckbetrug bei der Wirtschaftskommission für Afrika

135. 1997 waren zwei Bedienstete der Wirtschaftskommis-
sion für Afrika (ECA) in die Fälschung von Schecks der
Kommission und die betrügerische Aneignung von über
30.000 Dollar aus den Mitteln der Organisation verwickelt.
Die Schecks wurden durch Einsetzen der Namen früherer
Zahlungsempfänger gefälscht. Alle Zahlungsbelege für die
gefälschten Schecks wurden entgegen den im Finanzhand-
buch der Vereinten Nationen festgelegten Verfahren von
einem der Bediensteten ohne Bestätigung des Feststellungs-
befugten genehmigt. Nachdem beide Bediensteten die
Schecks indossiert hatten, diskontierte einer die Schecks
dem anderen Bediensteten gegen Barzahlung, der die ge-
fälschten Schecks danach auf sein Bankkonto einzahlte. Ent-
sprechende Abhilfemaßnahmen wurden empfohlen und an-
genommen.

Proaktive Untersuchung von beanspruchten Gefahren-
zulagen

136. Das in Nairobi ansässige Büro des AIAD untersuchte
sechs Fälle möglichen Betrugs im Bereich Gefahrenzulagen.

Die von dem Fall im Zusammenhang mit dem
elektronischen Geschäftsverkehr aufgeworfenen
Probleme sind ein anschauliches Beispiel für die
zunehmende Komplexität der internen Aufsichts-
probleme, denen sich die Vereinten Nationen
gegenübersehen und bei denen mögliche Verstöße
auf neuen Gebieten und in neuartigen Tätigkeits-
bereichen vorkommen können.
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dien, beispielsweise den Hörfunk, sowie die neuen Medien
aktiver ein. Darüber hinaus wird derzeit ein wirksameres
System zur Nachrichtengewinnung und -übermittlung ent-
wickelt. Die erzielten Fortschritte sind jedoch unterschied-
lich, und die Ergebnisse der 1997 und 1998 im Anschluß an
die Neuausrichtung der Öffentlichkeitsarbeit der Vereinten
Nationen ergriffenen Maßnahmen müssen zu einem späteren
Zeitpunkt geprüft werden. Der Programm- und Koordinie-
rungsausschuß lobte den Bericht sowie die Überwachungs-
und Weiterverfolgungsmaßnahmen des Amtes für interne
Aufsichtsdienste, die in seine Erstellung einflossen
(A/54/16, Ziffer 525), und wurde bezüglich der Berichts-
empfehlungen tätig (ebd., Ziffern 527 und 528).

166. Zur dreijährlichen Überprüfung der Hauptabteilung
Friedenssicherungseinsätze siehe die Ziffern 30 und 31.

Zeitplan der eingehenden Evaluierungen

167. Die Generalversammlung billigte auf Empfehlung des
Programm- und Koordinierungsausschusses den folgenden
Zeitplan für die eingehenden Evaluierungen:

2000 Globale Entwicklungstendenzen, -fragen
und -politiken, globale Ansätze zu sozialen
und mikroökonomischen Fragen und Poli-
tiken sowie die entsprechenden Unterpro-
gramme in den Regionalkommissionen

Frauenförderung

2001 Grundsatzpolitische Koordinierung und
nachhaltige Entwicklung

Bevölkerung









A/54/393 Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste

50

C. Prüfungsberichte (Hauptabteilung/Gegenstand der Prüfung)

Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale
Angelegenheiten

Internationales Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur Förderung der
Frau (INSTRAW)

Von der Hauptabteilung Unterstützungs- und Führungsdienste für die Ent-
wicklung und der Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Ange-
legenheiten in Saudi-Arabien durchgeführte Projekte für technische
Zusammenarbeit

Hauptabteilung Management Sicherheitsdienste des Managements der lokalen Rechnernetze der Verein-
ten Nationen

Telefonsystem am Amtssitz

Managementprüfung der Verwaltungsstellen

Transportdienste

Zahlungen bei Beendigung des Dienstverhältnisses

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen bei Klienten außerhalb des
Amtssitzes

Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon (UNIFIL)

Zentraler Unterstützungsdienst der Mission der Vereinten Nationen in Bos-
nien und Herzegowina (UNMIBH)

Freiwilliger Treuhandfonds zur Unterstützung bei der Minenräumung

Liquidation der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ostsla-
wonien, die Baranja und Westsirmien (UNTAES) und Übergang zu
der Polizeiunterstützungsgruppe der Vereinten Nationen (UNPSG)

Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien)

Managementprüfung der Feldbediensteten der Vereinten Nationen

Überzahlungen der Unterhaltszulage für Feldmissionen bei der Beobach-
termission der Vereinten Nationen für Irak und Kuwait (UNIKOM)

Verwaltung von Verpflegungs- und Dienstleistungsverträgen

Durch örtliche Rechnungsprüfer vorgenommene Prüfung der frühzeitigen
Rückführung von Überwachern der Internationalen Polizeieinsatz-
truppe

Prüfung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Angola
(MONUA) vor ihrer Liquidation

Liquidation der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen 
(UNPREDEP)
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Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn-
und Siedlungswesen

Regionalbüro für Afrika des Zentrums der Vereinten Nationen für Wohn-
und Siedlungswesen

Büro für interne Aufsichtsdienste in Fukuoka, Büro in Rio de Janeiro

Entschädigungskommission der Vereinten
Nationen

Personalverwaltung bei der Entschädigungskommission der Vereinten Na-
tionen

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen der Entschädigungskommission
der Vereinten Nationen

Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen

Haushalts- und Finanzkontrollen bei der Handels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen der Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen

Übereinkommen der Vereinten Nationen zur
Bekämpfung der Wüstenbildung

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen bei dem Übereinkommen der
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung

Umweltprogramm der Vereinten Nationen Regionalbüro für Lateinamerika und die Karibik

Sekretariat des Übereinkommens zur Erhaltung der wandernden wildleben-
den Tierarten

Koordinierungseinheit für den Mittelmeeraktionsplan

Regionalbüro für Asien und den Pazifik

Regionale Koordinierungseinheit für die ostasiatischen Meere

Sekretariat des Basler Übereinkommens

Reisespesenabrechnung

Regionalbüro für Westasien

Büro der Vereinten Nationen für Drogenkon-
trolle und Verbrechensverhütung

Drogenkontrollprogramm der Vereinten Nationen auf den Niederländi-
schen Antillen

Produkte des Programms der Vereinten Nationen für internationale Dro-
genkontrolle für den Zweijahreszeitraum 1996-1997

Projekte des Programms der Vereinten Nationen für internationale Drogen-
kontrolle AD/RAS/95B36 (Unterstützung des Subregionalen Aktions-
plans für 1995-1998) und AD/RAS/95/968 (Verminderung der uner-
laubten Suchtstoffe und der kontrollierten Chemikalien in Yunnan)

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Programms der Vereinten
Nationen für internationale Drogenkontrolle
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Sekretariat des Rahmenübereinkommens der
Vereinten Nationen über Klimaänderungen

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Sekretariats des Rahmen-
übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen

Institut der Vereinten Nationen für Ab-
rüstungsforschung

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Instituts der Vereinten Na-
tionen für Abrüstungsforschung

Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Ver-
einten Nationen

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Ausbildungs- und For-
schungsinstituts der Vereinten Nationen

Büro der Vereinten Nationen in Genf Fünf Fälle der Rekrutierung, der Stellenbesetzung und der Beförderung im
Allgemeinen Dienst im Büro der Vereinten Nationen in Genf

Telekommunikationsdienste im Büro der Vereinten Nationen in Genf

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Büros der Vereinten Natio-
nen in Genf

Büro der Vereinten Nationen in Nairobi Forderungsbestand des Büros der Vereinten Nationen in Nairobi

Planung und Einsatz der Informationstechnik im Büro der Vereinten Natio-
nen in Nairobi

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Büros der Vereinten Natio-
nen in Nairobi

Büro der Vereinten Nationen in Wien Internationaler wissenschaftlicher und fachlicher Beirat des Programms der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und
der Strafrechtspflege

Zentrum für internationale Verbrechensverhütung

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Büros der Vereinten Natio-
nen in Wien

Forschungsinstitut der Vereinten Nationen für
soziale Entwicklung

Stand der Jahr-2000-Vorsorgemaßnahmen des Forschungsinstituts der Ver-
einten Nationen für soziale Entwicklung

Universität der Vereinten Nationen Stand der mit dem Jahr 2000 zusammenhängenden Tätigkeiten der Univer-
sität der Vereinten Nationen

D. Disziplinaruntersuchungsberichte (Hauptabteilung/Disziplinaruntersuchung/Gegenstand)

Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze Betrügerische Anträge auf Erziehungsbeihilfe (mehrfache Berichte)

Dienstvergehen

Verschiffung persönlicher Gegenstände
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Bereich Personalwesen und -management Dienstvergehen

Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale
Angelegenheiten

Betrügerische Anträge auf Erziehungsbeihilfe

Einstellungspraktiken

Bereich Zentrale Unterstützungsdienste Fälschung

Wirtschaftskommission für Afrika Scheckbetrug

Büro der Vereinten Nationen in Nairobi Unrichtige Anträge auf Gefahrenzulage (mehrfache Berichte)

Bearbeitung von Ruhegehältern

Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen

Dienstvergehen

Bestechung

Programm der Vereinten Nationen für inter-
nationale Drogenkontrolle

Unterschlagung

Büro der Vereinten Nationen für Drogenkon-
trolle und Verbrechensverhütung

Dienstvergehen

Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palä-
stinaflüchtlinge im Nahen Osten

Behauptete Korruption


